
 
 
 
Antrag  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Stadtrat 16.03.2005 öffentlich 
Entscheidung 
 

 
 
 
Betreff: Antrag des Stadtrates Uwe Heft - PDS - zur  Einführung eines Sozialtickets 

für den öffentlichen Personennahverkehr 
  
 
Beschlussvorschlag:                                          
 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 

1. Die Einführung eines Sozialtickets für den öffentlichen Personennahverkehr in der 
Stadt Halle (Saale) zum „Tarifwechsel“ am 01.08.2005.  

 
2. Die Modalitäten des Tickets sind durch den Aufsichtsrat der HAVAG zu definieren.  

 
3. Die Bestätigung der Modalitäten und die Festsetzung des Preises obliegen dem 

Stadtrat.  
 
 
gez. Uwe Heft  
Stadtrat  
 
 
 
Begründung:                                                                                                                                    
 
Erfolgt mündlich.  
 
 
 

TOP: 
Vorlagen-Nummer:  IV/2005/04783 
Datum:   22.02.2005 
Bezug-Nummer.   
Kostenstelle/Unterabschnitt:  
Verfasser:   Heft, Uwe 
     



 
 
Stellungnahme der Stadtverwaltung 
 
Die Stadtverwaltung empfiehlt die Annahme des Antrages in veränderter Form als 
Prüfantrag. Für den Punkt 1 wird folgende geänderte Formulierung vorgeschlagen: 
 
„Die Stadtverwaltung erhält den Auftrag, gemeinsam mit der HAVAG die Möglichkeiten der 
Einführung eines Sozialtickets zu prüfen und dem Stadtrat vor der Sommerpause ein 
Ergebnis vorzulegen.“ 
 
In seiner Sitzung am 26. Januar 2005 hat der Stadtrat mit der Beschlussvorlage 
III/2004/04204 Regularien zur Umsetzung des Halle-Passes ab dem Jahr 2005 beschlossen. 
Bestandteil dieses Stadtratsbeschlusses war die Festlegung eines Gesamtbudgets in Höhe 
von 594.300 Euro für die Leistungen nach dem Leistungskatalog des Halle-Passes. 
 
Dem Anliegen an sich steht die Stadtverwaltung positiv gegenüber, aber die Einführung 
eines Sozialtickets für den öffentlichen Personennahverkehr muss vor einer abschließenden 
Entscheidung gemeinsam mit der HAVAG unter Berücksichtigung der finanziellen 
Auswirkungen sowie zu erwartender positiver Effekte geprüft werden. 
 
Deshalb wird die Veränderung im Antragstext empfohlen. 
 
 
 
 
 
Ingrid Häußler 
Oberbürgermeisterin 
 
 
 


